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WIRTSCHAFTSPOLITISCHER HANDLUNGSBEDARF – ZUKUNFT DER EU

Die Corona-Pandemie hat Stärken und Schwächen 
vieler Organisationen und Institutionen offengelegt. 
Das gilt auch für die Europäische Union. Pandemien 
sind ein Musterbeispiel für Krisen, die nicht an Gren-
zen halt machen. Daher besteht erheblicher Bedarf an 
Koordinierung und grenzüberschreitender politischer, 
wirtschaftlicher und medizinischer Zusammenarbeit. 
In Europa sollte der EU dabei eine zentrale Rolle zu-
kommen. Vor allem in der frühen Phase der Pandemie 
hat sich gezeigt, dass die EU nicht darauf vorbereitet 
war, diese Rolle zu spielen. 

EFFEKTIVERES KRISENMANAGE-
MENT DURCH EUROPÄISCHE 
KOORDINATION ENTWICKELN 

Im Frühjahr 2020 haben die Mit-
gliedstaaten ohne Koordinierung 

Grenzen geschlossen und damit 
nicht nur für den Gesundheits-
schutz notwendige Reisebeschrän-
kungen erwirkt, sondern auch Lie-
ferungen zwischen Unternehmen 
und Wertschöpfungsketten unter-
brochen, obwohl das zur Pande-

miebekämpfung nicht erforderlich war. Das brachte 
erhebliche Kosten nicht nur für die Wirtschaft des je-
weils handelnden Landes mit sich, auch die Wirtschaft 
der Nachbarländer wurde dadurch beeinträchtigt. In 
einigen Mitgliedstaaten, die von der Pandemie beson-
ders stark getroffen waren, wurden die Kapazitäten 
der Gesundheitssysteme überlastet, und viele Men-
schen sind gestorben, weil sie nicht angemessen be-
handelt werden konnten. In anderen EU-Staaten gab 
es freie Kapazitäten in den Krankenhäusern, die nicht 
genutzt wurden. Erst mit großer Verzögerung haben 
einige Mitgliedstaaten begonnen, schwer erkrankte 
Menschen aus anderen Mitgliedstaaten aufzunehmen. 

Schwächen hat die EU auch bei der Versorgung 
der Bevölkerung mit Impfstoffen gezeigt. Sowohl die 
USA als auch das Vereinigte Königreich haben die 
Beschaffung und Verteilung der Impfstoffe deutlich 
besser organisiert und konnten ihre Bevölkerungen 
deshalb deutlich schneller impfen. 

Gemeinsame Ursachen all dieser Probleme liegen 
in mangelnder Vorbereitung auf derartige Krisen und 
einer unklaren oder unnötig komplizierten Verteilung 
der Zuständigkeiten. Deshalb ist es dringend erforder-
lich, für künftige Pandemien Pläne zu entwickeln, die 
ein effektiveres Krisenmanagement erlauben und so 
zu mehr Resilienz führen. Dazu gehören eine bessere 
Datenerhebung und -teilung, um den Pandemiever-
lauf und die Wirksamkeit von Gegenmaßnahmen zu 
verstehen, schnellere und effektivere Interventionen 
zur Eindämmung von Pandemien, gezieltere Mobili-
tätskontrollen und mehr Handlungsfähigkeit bei der 
Beschaffung von Impfstoffen. 

Für Mobilitätsbeschränkungen über natio-
nale Grenzen hinweg und andere gesundheitspo-
litische Maßnahmen, die auf nationaler Ebene er-
griffen werden, sollte es klare Regeln und Koor-
dinierungsverfahren geben, die eine Ausbreitung 
der Pandemie schnell und entschlossen eindäm-
men, unnötige wirtschaftliche Schäden vermeiden 
und grenzüberschreitende Folgen nationalen po-
litischen Handelns berücksichtigen. Es sollte EU-
weite Vereinbarungen über die gemeinsame Nut-
zung vorhandener Krankenhauskapazitäten geben, 
so dass Überlastungen der Gesundheitssysteme  
einzelner Mitgliedstaaten verhindert werden. Für die 
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Entwicklung und Beschaffung von Impfstoffen sollte 
man sich auf Verfahren einigen, die schnelles und 
professionelles Handeln ermöglichen und unnötige 
Verzögerungen vermeiden. All dies sollte in einem eu-
ropäischen Pandemieplan zusammengefasst werden. 

EUROPA VERLIERT AN GEWICHT

Die Coronakrise hat darüber hinaus andere wirtschaft-
liche Entwicklungen in Europa verstärkt, die schon vor 
der Pandemie vorhanden waren. Das ist zum einen 
die wirtschaftliche Divergenz unter den Mitgliedstaa-
ten. Mit Italien und Spanien haben zwei Länder einen 
besonders großen wirtschaftlichen Einbruch erlitten, 
die schon vor der Pandemie erhebliche ökonomische 
Probleme hatten. Die Staatsverschuldung und die Ar-
beitslosigkeit in diesen Ländern ist in der Coronakrise 
massiv gestiegen, ausgehend von einem Niveau, das 
schon vor der Krise über dem europäischen Durch-
schnitt lag. 

Ähnliches gilt für das Gewicht der EU in der 
globalen Wirtschaft. Es sinkt seit geraumer Zeit.  
Beispielsweise betrug der Anteil der heutigen EU-27-
Staaten am globalen Bruttoinlandsprodukt bereinigt 
um Kaufkraftunterschiede im Jahr 2001 noch 20%, 
ebenso wie der Anteil der USA. China spielte als Wirt-
schaftsmacht noch eine deutlich geringere Rolle, 
mit einem Anteil von knapp 8% (vgl. Abb. 1). Knapp 
zwei Dekaden später und im Jahr vor der Corona- 
krise, 2019, lag der Anteil der EU an der globalen Wirt-
schaftsleistung nur noch bei 15,4%. Die EU lag damit 
knapp hinter den USA (15,9%). China hatte mit einem 
Anteil von 17,3% die beiden anderen Blöcke bereits 
hinter sich gelassen. Die Coronakrise beschleunigt 
diesen Prozess noch einmal. Im Jahr 2022 wird der 
Anteil Chinas nach aktuellen Prognosen bereits 19% 
betragen, die USA halten ihren Anteil knapp (15,8%), 
und die EU fällt auf 14,7% zurück.

EUROPA BRAUCHT EINE EIGENSTÄNDIGE GEO- 
POLITISCHE UND GEOÖKONOMISCHE STRATEGIE

Angesichts dieser Entwicklung ist es naheliegend zu 
fragen, wie die EU einerseits die Dynamik ihrer Wirt-
schaft stärken und andererseits sicherstellen kann, 
dass die europäischen Interessen auf globaler Ebene 
angemessen vertreten werden. Dazu gehört die Ent-
wicklung einer eigenständigen geopolitischen und 
geoökonomischen Strategie, die zwar auf Koopera-
tion insbesondere mit den USA ausgerichtet ist, aber 
einseitige Abhängigkeiten der EU von den USA oder 
auch China abbaut, ohne wirtschaftliche Integration 
zu gefährden (Fuest 2021). 

DURCH WIRTSCHAFTSPOLITISCHE REFORMEN 
WACHSTUMSKRÄFTE STÄRKEN

Zur Steigerung der wirtschaftlichen Dynamik in der EU 
ist es erforderlich, dass sich vor allem die am schwers-

ten getroffenen Mitgliedstaaten wirtschaftlich schnell 
erholen. Der EU-Fonds Next Generation EU (NGEU) 
kann dazu beitragen, wenn die Mittel effektiv einge-
setzt werden (Dorn und Fuest 2021). Letztlich wird 
es aber darauf ankommen, dass die Mitgliedstaaten 
durch wirtschaftspolitische Reformen ihre Wachs-
tumskräfte stärken und im Bereich der öffentlichen 
Finanzen Wachstumsorientierung mit Konsolidierung 
verbinden, was Disziplin vor allem im Bereich konsum-
tiver Staatsausgaben erfordert. 

WIRTSCHAFTSPOLITISCHE INTEGRATION 
VERTIEFEN

Seitens der EU besteht ein wichtiger Beitrag außer-
dem in der weiteren Vertiefung der wirtschaftlichen 
Integration. Dazu gehört der weitere Abbau von Hin-
dernissen für grenzüberschreitendes wirtschaftliches 
Handeln. Das wird beispielsweise durch das Projekt 
der Europäischen Kapitalmarktunion ermöglicht. 
Wichtiger Teil einer Politik, die wirtschaftliche In-
tegration in Europa fördert, ist außerdem eine Zu-
sammenarbeit mit dem Vereinigten Königreich mit 
dem Ziel, die Beeinträchtigung des wirtschaftlichen 
Austausches in Folge des Brexit möglichst gering zu 
halten.

Um die wirtschaftlichen Potenziale zu nutzen 
und Interessen der EU global erfolgreich vertreten 
zu können, ist es darüber hinaus wichtig, dass sich 
die EU stärker engagiert, um europäische öffentliche 
Güter bereitzustellen. Dabei geht es nicht pauschal 
um »mehr Europa«, sondern darum, Politikbereiche 
zu identifizieren, in denen europäische Bereitstellung 
öffentlicher Güter einen Mehrwert erzeugt. Das sind 
Politikbereiche, in denen die EU mehr leistet als die 
Mitgliedstaaten, wenn sie einzeln handeln. Dies kann 
dann zutreffen, wenn Größenvorteile wichtig sind 
oder Auswirkungender Politik eines einzelnen Landes 
andere Mitgliedstaaten stark beeinflussen. 

Das gilt beispielsweise für weite Teile der Außen-
wirtschaftspolitik einschließlich der internationalen 
Rolle des Euro, die Außen- und Sicherheitspolitik und 
die militärische Beschaffung, die Entwicklungszusam-
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menarbeit, die Cybersicherheit, die Klimapolitik sowie 
Teile der Forschung und Entwicklung sowie der Tech-
nologiepolitik. Vermehrte Bereitstellung europawei-
ter Güter auf europäischer Ebene erfordert von den 
Mitgliedstaaten einen gewissen Verzicht auf natio-
nalstaatliche Souveränität. Sich dafür zu entschei-
den, wird nicht allen Ländern leicht fallen, zumal die 
Verlagerung von Kompetenzen auf die europäische 
Ebene einen Verlust an Bürgernähe mit sich bringen 
und die demokratische Kontrolle politischen Handelns 
erschweren kann. Gleichzeitig ist nationale Souveräni-
tät in Politikbereichen wie beispielsweise der Außen- 
und Sicherheitspolitik ohnehin de facto kaum noch 
vorhanden, vor allem für kleinere Länder. 

Neue Aktivitäten der EU in diesen Politikberei-
chen erfordern auch neue Finanzmittel. Die Debatte 
über neue EU-Eigenmittel ist langwierig und streit-
anfällig. Daher sollte man erweiterten Finanzbedarf 

zunächst durch erhöhte BNE-Eigenmittel decken, also 
durch Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten, die pro-
portional zu ihrer Wirtschaftskraft sind. Diese Mittel 
sollten die Mitgliedstaaten jedoch ohne Steuererhö-
hungen bereitstellen können, weil und soweit sie ei-
gene Aktivitäten in den genannten Politikbereichen 
abbauen und insgesamt ein Effizienzgewinn erzielt 
wird (Fuest und Pisany-Ferry 2019).
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